
Weitere  finanzielle
Entlastungen  der  Kommunen
durch  den  Bund  –  auch  für
Bergkamen
Städte,  Gemeinden  und  Kreise  können  sich  in  den  nächsten
Jahren auf weitere finanzielle Entlastungen ihrer Haushalte
durch den Bund verlassen. Die Bundesregierung reagierte damit
unter anderem auch auf den Appell der Oberbürgermeister und
Landräte in der vergangenen Woche.

„Wenn  wir  über  Investitionen  in  die  Zukunftsfähigkeit  
Deutschlands  reden,  müssen  wir  die  Kommunen  und  ihre
Infrastruktur  zuerst  im  Blick  haben.  Das  hat  die  Große
Koalition nun in der Vereinbarung über das Investitionspaket
getan. Immer wenn die SPD regiert, können sich die Kommunen
auf Entlastungen für ihre Haushalte verlassen“, so der SPD-
Bundestagsabgeordnete Oliver Kaczmarek.

Nach der Grundsicherung im Alter, die der Bund übernimmt, und
einer zusätzlichen Entlastung im Umfang von einer Milliarde
Euro  im  Vorgriff  auf  die  Entlastung  bei  der
Eingliederungshilfe,  werden  in  den  nächsten  Jahren  weitere
fünf Milliarden Euro an die Kommunen gehen.

So einigten sich die Fraktionsvorsitzenden von SPD und CDU/CSU
mit  Bundesfinanzminister  Schäuble  auf  eine  zusätzliche
Unterstützung von 1,5 Milliarden für 2017. Darüber hinaus wird
ein kommunaler Investitionsfonds von 3,5 Milliarden Euro in
den  Jahren  2015  bis  2018  aufgelegt,  der  insbesondere
finanzschwachen  Städten  und  Gemeinden  zugutekommen  soll.
„Hiervon  muss  auch  das  Ruhrgebiet  in  besonderer  Weise
profitieren“,  so  Kaczmarek.
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Weitere  Finanzhilfen  des  Bundes  für  die  Kommunen  müssen
folgen.  Insbesondere  die  anhaltend  hohen  Flüchtlingszahlen
stellen  viele  Städte  und  Gemeinden  gerade  in  Nordrhein-
Westfalen  vor  große  Herausforderungen.  Die  von  der
Bundesregierung gewährten Soforthilfen von 500 Millionen Euro
in den Jahren 2015 und 2016 sind dazu ein erster, wichtiger
Schritt.


